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Aus dem Plenum und den Ausschüssen

THÜRINGER 
LANDTAGSKURIER

Sehr geehrte Leserinnen,
sehr geehrte Leser,

die vor Ihnen liegende Ausgabe des 
Landtagskuriers berichtet wiederum 
schwerpunktmäßig aus dem letzten 
Plenum. Aktuell erfahren Sie mehr 
über den Stand der Beratungen zum 
Thüringer Gesetz zur Weiterentwick-
lung der gemeindlichen Strukturen 
im Freistaat sowie zum Gesetz zur 
Stärkung des bürgerschaftlichen En-
gagements und zur verbesserten 
Teilhabe an kommunalen Entschei-
dungsprozessen. All jene Leser, die 
an ausführlicheren Informationen zu 
den Plenardebatten interessiert sind, 
möchte ich darauf hinweisen, dass 
Sie das gesamte Plenum auf unserer 
Internetseite als Livestream mit- und 
nachverfolgen können.
Auf Seite 2 informieren wir Sie außer-
dem über einen Projekttag der ganz 
besonderen Art, der am 16. Septem-
ber 2008 im Landtag stattfand: „Israel 
– anders kennen lernen“. Ich wünsche 
Ihnen eine anregende Lektüre!

Ihre

Prof. Dr. Dagmar Schipanski

Parallel zum laufenden Volks-
begehren „Mehr Demokratie in 
Thüringer Kommunen“ wurde 
in der Plenarsitzung am 8. Okto-
ber 2008 das Thüringer Gesetz 
zur Stärkung des bürgerschaft-
lichen Engagements und zur ver-
besserten Teilhabe an kommu-
nalen Entscheidungsprozessen 
in zweiter Lesung beraten. Der 
Gesetzentwurf der CDU-Frakti-
on sieht u. a. die Aufhebung der 
5-Prozent-Sperrklausel bei Kom-
munalwahlen, die Abschaffung 
der Stichwahl bei Bürgermei-
stern und Landräten, die Senkung 
der Quoren für Einwohnerantrag, 

In seiner Sitzung am 26. Septem-
ber 2008 befasste sich der Aus-
schuss für Naturschutz und Um-
welt u. a. mit der Abfallbeseiti-
gung im Gewerbepark Weira. Be-
reits seit Februar kam es auf der 
Kompostieranlage im Gewerbe-
park vermehrt zu Müllbränden 
als Folge unerlaubter Mülleinla-
gerungen. Das verantwortliche 
Weiraer Unternehmen meldete 
Mitte des Jahres Insolvenz an, 
so dass sich das Land Thüringen 
gezwungen sah, bisher 1,86 Mil-

Bürgerschaftliches Engagement in Thüringer Kommunen
Bürgerbegehren und Bürgerent-
scheid sowie die Sammlung von 
Unterschriften für Volksbegeh-
ren in Amtsstuben vor. Der Frakti-
onsvorsitzende der LINKEN, Diet-
er Hausold kritisierte, dass durch 
die Amtsstubensammlung die di-
rekte Beteiligung der Bürger ge-
schwächt werde. „Auch durch-
kreuzt der Gesetzentwurf das 
laufende Volksbegehren“, so Hau-
sold. Heike Taubert (SPD) wies da-
rauf hin, dass mit der Abschaf-
fung der Stichwahl die Chan-
cen kleinerer Gruppierungen be-
schnitten würden. Man versuche 
die Bevölkerung „ruhig zu stel-

len“. Der CDU-Fraktionsvorsitzen-
de Mike Mohring betonte hinge-
gen den verfassungsrechtlichen 
Vorrang der repräsentativen De-
mokratie gegenüber der Volksge-
setzgebung. Durch die Abschaf-
fung der 5-Prozent-Sperrklausel 
würden kleinere Gruppierungen 
gestärkt. „Quorensenkung und 
Amtsstubensammlung erleich-
tern und verbessern letztendlich 
die direktdemokratische Teilhabe 
der Bürgerinnen und Bürger an 
kommunalen Entscheidungspro-
zessen“, so Mohring. Der Gesetz-
entwurf wurde mit den Stimmen 
der CDU-Fraktion verabschiedet.

Zukunftsfähige Gemeindestrukturen beraten

Die Thüringer Landesbeauf-
tragte für die Unterlagen 
des Staatssicherheitsdienstes 
der ehemaligen DDR, Hildi-
gund Neubert, ist am 9. Okto-
ber 2008 im Thüringer Land-
tag für weitere fünf Jahre in 
ihr Amt gewählt worden. Wäh-
rend sich die CDU-Fraktion mit 
45 Ja-Stimmen geschlossen für 
die 48-Jährige aussprach, vo-
tierten die Fraktionen der LIN-
KEN und der SPD gegen eine 
weitere Amtszeit.

Hildigund Neubert im Amt bestätigt

In der Plenarsitzung am 8. Ok-
tober 2008 wurde im Thürin-
ger Landtag der Gesetzentwurf 
der CDU-Fraktion zur  Weiterent-
wicklung gemeindlicher Struk-
turen in zweiter Lesung bera-
ten und angenommen. Die stell-
vertretende Fraktionsvorsitzen-
de der CDU, Evelin Groß, machte 
deutlich,  dass mit der Einführung 
der Thüringer Landgemeinde, die 

In seiner Regierungserklärung 
am Donnerstag, 9. Oktober 2008 
sprach sich Kultusminister Bern-
ward Müller (CDU) u. a. dafür 
aus, die hohe Kulturquote beizu-
behalten, um die besondere Kul-
turlandschaft in Thüringen er-
halten und weiterentwickeln zu 
können. Derzeit würden etwa 

Kulturquote im Brennpunkt
1,3% der Haushaltsmittel für 
Theater, Museen, Denkmäler etc. 
verwendet. Dr. Birgit Klaubert 
(DIE LINKE) wies darauf hin, dass 
diese Quote nicht ausreiche, um 
Kultur in Thüringen zu pflegen 
und kreative Kompetenzen zu 
fördern. SPD-Fraktionschef Chri-
stoph Matschie schloss sich die-

ser Meinung an und kritisierte, 
dass „das reiche kulturelle Erbe 
besser als bisher gefördert und 
vermarktet“ werden müsse. Der 
CDU-Abgeordnete Jörg Schwäb-
lein verwies dagegen auf die Be-
grenztheit des Haushalts und 
unterstrich die Verantwortung 
der jeweiligen Kulturträger.

sich u. a. durch eine stärkere Ort-
schaftsverfassung auszeichnen 
wird und auf Dauer mindestens 
3000 Einwohner haben soll, effi-
zientere Verwaltungsstruktu ren 
geschaffen und zugleich Identi-
fikations- und Heimaträume so-
wie ehrenamtliches Engagement 
erhalten und gefördert würden. 
Frank Kuschel (DIE LINKE) kriti-
sierte, dass das Gesetz lediglich 

die bestehenden Strukturen ze-
mentiere und auf neue Heraus-
forderungen nicht reagiere. Hei-
ke Taubert (SPD) plädierte im Na-
men ihrer Fraktion für Bürgernä-
he und demokratische Teilhabe 
sowie eine dauerhafte, zukunfts-
fähige Lösung, die sowohl dem 
demographischen Wandel als 
auch der finanziellen Entwick-
lung Rechnung trage.

lionen Euro aufzuwenden, um 
25.000 Tonnen Brandrückstän-
de zu beseitigen. Auf dem Gelän-
de liegen noch mehrere Tonnen 
Abfall, die ebenfalls abtranspor-
tiert werden müssen. „Ich sehe 
keine Chance, dass das Land das 
verauslagte Geld zurückerhält, 
da die Insolvenz des verantwort-
lichen Unternehmens am 22. 
Juli erst nach einem Verfahren-
skostenzuschuss möglich war“, 
stellte Ausschussvorsitzender 
Tilo Kummer (DIE LINKE) fest.

Ausschuss für Naturschutz und Umwelt
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Veranstaltungen

Gesetz der CDU-Fraktion senkt Hürden für Bürgerbeteiligung 
Die CDU-Fraktion im Thürin-
ger Landtag hat mit ihrer Mehr-
heit die Hürden für Bürgeran-
träge und Bürgerbegehren so-
wie Bürgerentscheide auf kom-
munaler Ebene gesenkt. Der 
entsprechende Gesetzentwurf  
wurde in der  Oktobersitzung 
des Thüringer Landtags bera-
ten und beschlossen. Die Verab-
schiedung beeinträchtigt nach 
Überzeugung des CDU-Frakti-
onsvorsitzenden Mike Mohr-
ing die Beratung des Volksbe-
gehrens in keiner Weise und 
schließt einen Volksentscheid 
nicht aus. „Selbstverständlich 
wird es auch weiter Gespräche 
mit den Vertrauensleuten zu  

dieser Gesetzesinitiative geben“, 
so der Frak tionsvorsitzende. 
Für die CDU-Fraktion ist ent-
scheidend, dem Wunsch von 
250.000 Thüringern nach nied-
rigeren Quoren für die direkte De-
mokratie auf kommunaler Ebene 
möglichst rasch zu entsprechen. 
„Den Bürgern, die dieses Instru-
ment nutzen wollen, kommen 
wir mit unserem Gesetz zeitnah 

Der Landtag hat im Oktober 
mit den Stimmen der CDU-Frak-
tion die Thüringer Landgemein-
de auf den Weg gebracht. „Die 
neue Gemeindeform kombi-
niert eine effiziente Gemeinde-
ebene mit guten Gestaltungs-
möglichkeiten der Ortschaften. 
Dafür sorgt ein erweitertes Ort-
schaftsrecht, das wir jetzt in 
der Thüringer Kommunalord-

entgegen. Denn ob ein Volksent-
scheid in einigen Monaten er-
folgreich ist, kann niemand ga-
rantieren“, sagte Mohring.  Wie er 
ergänzte, ermöglicht der Entwurf 
der CDU überdies Bürgerbegeh-
ren und Bürgerentscheide über 
deutlich mehr Themen als im
Entwurf des Volksbegehrens. Der 
Fraktionsvorsitzende verteidig te 
erneut die von der CDU bevor-

Landgemeinde verbindet Verwaltungseffi zienz und  örtliche  Gestaltungs möglichkeiten
nung verankert haben“, erklär-
te der stellvertretende Vorsit-

zende der CDU-Frak tion, Chri-
stian Carius. Die Landgemein-

zugte sogenannte Amtssamm-
lung: „Sie ist im Ergebnis eine or-
ganisatorische Erleichterung für 
die Initiatoren von Bürgerbegeh-
ren und schafft einen zeitlichen 
Raum, in dem die Bürger abwä-
gen können, ob sie ein Anliegen 
wirklich unterstützen wollen. 
Das ist uns wichtig, weil wir Be-
gehren über eine große Themen-
breite bei sehr niedrigen Hürden 
wollen. Das ist mit Spontanent-
scheidungen auf den Straßen 
und Plätzen schlecht vereinbar.“ 

den sollen auf Dauer minde-
stens 3000 Einwohner haben. 
Anders als die Verwaltungsge-
meinschaften werden sie durch 
einen direkt gewählten Bürger-
meister und einen Gemeinde-
rat geleitet. Die Landgemeinde 
ist damit demokratisch besser 
legitimiert. In den Ortschaften 
werden Ortsbürgermeister und 
Ortschaftsräte gewählt.

1.  Die Quoren für Bürgeranträge, Bürgerbegehren, Bürgerentscheide 
werden deutlich gesenkt. 

2.  Es kann nun über mehr Themen abgestimmt werden.
3. Auch in den Landkreisen sind jetzt Bürgeranträge, Bürgerbegehren 

und Bürgerentscheide möglich.
4.  Für ein Bürgerbegehren wird in der Öffentlichkeit geworben. Unter-

schrieben wird in den Amtsstuben. 

1. Landgemeinden müssen wie alle Gemeinden in Thüringen dauer-
haft mindestens 3000 Einwohner haben.

2. Verwaltungsgemeinschaf ten (VG) werden in Landgemeinden um-
gewandelt, wenn eine Mehrheit der Mitgliedsgemeinden dies will 
und diese Gemeinden zugleich eine Mehrheit der Bürger in der VG 
repräsentieren.

3. Die Landgemeinde wird durch einen Bürgermeister und einen Ge-
meinderat geleitet, die beide direkt gewählt werden.

Am 16. September 2008 veranstal-
tete der Thüringer Landtag in Ko-
operation mit der Israelischen Bot-
schaft und der Landeszentrale für 
politische Bildung einen Semin-
artag zum Thema „Israel – anders 
kennen lernen“. Die Schirmherr-
schaft übernahm Landtagspräsi-
dentin Prof. Dr. Dagmar Schi panski. 
In ihrem Gruß-
wort hob sie noch 
einmal das Anlie-
gen dieses Projekt-
tages hervor: „In 
Europa wird das 
Bild des Staates Is-
rael hauptsächlich 
durch den schwie-
rigen Konflikt mit 
den Pa lästinensern 
geprägt. Heu-
te wollen wir uns 
dem Land Israel 
in Workshops und Vorträgen nä-
hern, um so einen persönlichen 
und vielfältigeren Eindruck abseits 
der bekannten Fernsehbilder zu 
erhalten.“ In vier verschiedenen 
Seminaren konnten sich über 200 
Schüler und Lehrer aus Thürin-
ger Regelschulen, Gymnasien und  

Mit einer Ausstellung seiner Bil-
der startete am 1. Oktober im 
Landtag eine ganze Reihe von 
Veranstaltungen, die dem 80. 
Geburtstag des 2006 verstor-
benen Weimarer „Malerpoeten 
und Brückenbauers“ Armin Mül-
ler gewidmet sind. Sie stellen die 

Malerpoet und Brückenbauer - Armin Müller im 
Landtag ausgestellt

Werke eines Künstlers dar, der zu 
seinem 75. Geburtstag mit dem 
Ehrenpreis „Diplomat“ seiner 
Heimatstadt Schweidnitz und 
postum mit dem Kunstpreis des 
Bundes der Vertriebenen geehrt 
wurde. Landtagspräsidentin 
Prof. Dr. Dagmar Schipanski er-
öffnete die Ausstellung gemein-
sam mit dem Vorsitzenden des 
Bundes der Vertriebenen Thü-
ringen, Egon Primas, und dem 
Sohn des verstorbenen Künst-
lers, Dr. Jurik Müller. In ihrer Er-
öffnungsrede würdigte sie Ar-
min Müller als einen „Künst-
ler, der schon in der ehemaligen 
DDR den Mut fand, sich künstle-
risch mit seiner eigenen Vergan-
genheit und mit den tragischen 
Lebensschicksalen der Heimat-
vertriebenen auseinanderzuset-
zen“ und konstatierte im Werk 
Müllers „eine ungelöste Span-
nung und den vehementen Ver-
such, mit der Vergangenheit zu 
kommunizieren“. Aber es gebe 
nirgendwo Groll, nur Sehnsucht 
nach dem Land der Kindheit, so 
Schipanski. 

Alltag in Israel kennen lernen

Berufsschulen über das Alltags-
leben und die Menschen in Isra-
el informieren. Am Nachmittag 
wurde den Teilnehmern der isra-
elische Kurzfilm „Plus-Minus“ prä-
sentiert, der eine lebhafte Diskus-
sion über das Leben in Israel nach 
sich zog. In dem anschließenden 
Podiumsgespräch zum Themen-

kreis „Thüringen und Israel“ stan-
den der israelische Gesandte Ilan 
Mor, Landtagspräsidentin Prof. Dr. 
Dagmar Schipanski und der Vor-
sitzende der Deutsch-Israelischen 
Gesellschaft im Freistaat, Dr. Mar-
tin Borowsky, den Zuhörern Rede 
und Antwort.
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Unterschiedliche Rentenberech-
nungen zwischen neuen und al-
ten Bundesländern macht die 
SPD-Abgeordnete Dagmar Kün-
ast zum Thema einer parla-
mentarischen Anfrage. Im Fo-
kus stehen Frauen, die zu DDR-
Zeiten geschieden wurden. Die-
se Frauen hatten keine Möglich-
keit, die Rentenansprüche ihrer 
geschiedenen Ehemänner we-
nigstens in Teilen zu überneh-
men. Anders wurde in den Alt-
bundesländern verfahren: Dort 
wurde 1977 der so genannte Ver-
sorgungsausgleich eingeführt. 
Dieser regelt, dass die während 
der Ehe erworbenen Rentenan-
sprüche zwischen den Geschie-
denen aufgeteilt werden. Kün-
ast bedauert, dass ein solcher 
Versorgungsausgleich den in 
der DDR Geschiedenen bislang 
vorenthalten bleibt.

Mehr Gerechtigkeit für
geschiedene Frauen

„Thüringen im Wandel“ ist das 
Motto einer Veranstaltungsreihe 
der SPD-Fraktion. Diesmal ging es 
um die Zukunft der Freiwilligen 
Feuerwehren.
Über 130 Thüringer Feuerwehr-
männer und -frauen kamen nach 
Erfurt, um gemeinsam mit Exper-
ten die Herausforderungen der 
kommenden Jahre zu diskutieren. 
Darüber,  dass die demographi-
sche Entwicklung die Feuerweh-
ren besonders betrifft, bestand Ei-
nigkeit. Momentan verlieren die 
Thüringer Feuerwehren durch-
schnittlich 560 aktive Mitglieder 
pro Jahr. Besonders drastisch sei 
der Rückgang bei den Jugend-
feuerwehren.  Angesichts des er-
weiterten Aufgabenbereichs der 
Feuerwehr, der über den Brand-
schutz hinaus allgemeine Hilfe-
leistungen umfasst, stellen auch 
die geburtenschwachen Jahrgän-
ge die Feuerwehren vor große Pro-
bleme. Der Vorsitzende des Thü-
ringer Feuerwehrverbandes, Lars 
Oschmann, stimmte deshalb mit 
Dr. Willi Streitz von der Katastro-
phenforschungsstelle der Univer-

sität Kiel darin überein, dass das 
ehrenamtliche Engagement stär-
ker gefördert werden muss. 
Sachsen-Anhalts Innenstaatsse-
kretär Rüdiger Erben stellte das 
Leitbild für die zukünftige Gestal-

tung der Feuerwehr seines Landes 
vor. Es wurde gemeinsam mit Ver-
tretern der dortigen Feuerwehren 
ausgearbeitet. So wird das En-
gagement bei der Feuerwehr in 
Sachsen-Anhalt künftig bei der 
Rentenberechnung berücksich-
tigt. Thüringen ist noch nicht so 
weit:  Die SPD-Fraktion im Land-

tag will sich jetzt mit einer par-
lamentarischen Initiative für ein 
ähnliches Modell stark machen. 
Bei der Veranstaltung wurde be-
kannt, dass einzelne Gemein-
den in Thüringen, die nicht län-

ger auf eine lan-
desweite Initiati-
ve warten wollen, 
bereits selbststän-
dig Renten für ihre 
Feuerwehrange-
hörigen beschlos-
sen haben. SPD-In-
nenpolitiker Hei-
ko Gentzel unter-
stützte die For-
derung nach ei-
ner Feuerwehr-
rente und hob her-
vor, dass es sich 

beim Brandschutz um eine ge-
meindliche Pflichtaufgabe han-
delt. Gentzel dankte den Thürin-
ger Feuerwehrleuten für ihr En-
gagement: „Wir wissen, dass die 
Feuerwehrleute zu der Berufs-
gruppe gehören, zu der die Thü-
ringer das meiste Vertrauen ha-
ben – mit Recht.“  

Die SPD-Landtagsabgeordneten Heike Taubert und Heiko 
Gentzel (links außen) im Gespräch mit Rüdiger Erben, 
Innenstaatssekretär in Sachsen-Anhalt (rechts). 

Gegen das Durchpeitschen des 
Gesetzentwurfs der CDU, der in 
Konkurrenz zum Volksbegeh-
ren „Mehr Demokratie in Thü-
ringer Kommu-
nen“ steht, hat die 
Landtagsfraktion 
der LINKEN deut-
lich ihren Protest 
signalisiert – so-
wohl mit der Un-
terstützung der 
Aktion des Mehr-
Demokratie-Bün d-
nisses am Rande 
der Landtagssitzung am 8. Ok-
tober (s. Foto) als auch bei der 
Schlussabstimmung zum Gesetz-
entwurf am gleichen Abend, als 
die Oppositionsabgeordneten die 
ihnen vom Bündnis überreichten 
NEIN-Schilder hoch hielten.
Der Fraktionsvorsitzende der LIN-
KEN, Dieter Hausold, bekräftigte, 
„dass es eine Unverfrorenheit ist, 
wie die CDU das Volksbegehren 
unterläuft und vor einem anste-
henden Volksentscheid gesetzlich 
vollendete Tatsachen schafft. Das 

DIE LINKE hat die Landesregie-
rung aufgefordert, eine Verga-
berichtlinie für öffentliche Auf-
träge zu erlassen, die an Maß-
nahmen der Gleichstellung 
und Familienfreundlichkeit ge-
bunden werden sollen. „In Thü-
ringen verdienen Frauen fast 
18 Prozent weniger als Männer, 
über 60jährige sogar 31 Pro-
zent weniger. „Damit können 
und wollen wir uns nicht ab-
finden“, sagt Katja Wolf, frau-
enpolitische Sprecherin. „Ge-
ringe Einkommen wirken sich 
auf das ganze Leben und na-
türlich auch auf die Rente aus. 
Wir brauchen eine bessere Ver-
einbarkeit von Familie und Be-
ruf, mehr Ganztagsschulen, 
aber auch mehr Frauen in Füh-
rungspositionen“, bekräftigt 
die Abgeordnete der LINKEN. 

„Permanentgrün“ in 
der Fraktionsgalerie

Neu eröffnet wurde in der Frak-
tionsgalerie der LINKEN im 
Landtag – sie befindet sich im 
Flur der 4. Etage des Fraktions-
gebäudes – eine Ausstellung der 
Künstler-Gruppe „Permanent-
grün“. Die sich vor 22 Jahren in 
einer losen Ateliergemeinschaft 
zusammengefundenen Künst-
lerinnen und Künstler aus Suhl 
und Zella-Mehlis präsentieren 
eine breite Vielfalt von Werken 
aus ihrem Schaffen.

CDU unterläuft Volksbegehren 
Protestaktionen von Demokratie-Bündnis und 
Opposition gegen Durchpeitschen des Gesetzes

stellt einen Missbrauch der parla-
mentarischen Gesetzgebung dar“. 
Es mache auch deutlich, wie viel 
Angst die herrschende CDU vor 

der direkten Gegenüberstellung 
ihrer Politik mit dem politischen 
Willen von 250.982 Thüringern in 
einem Volksentscheid habe. Wohl 
wisse die CDU genau, dass sie in 
einem Volksentscheid ihre Vor-
schläge zur Amtsstubensamm-
lung auf kommunaler Ebene, die 
es in keinem anderen Bundesland 
gibt, nicht durchbekommen wür-
de. „Diesen Rückschritt in die di-
rekt-demokratische Steinzeit wür-
den die Bürger nicht mitmachen“, 
ist sich der Fraktionschef sicher. 

Lohndiskriminierung 
von Frauen abschaffen

Land soll wichtiges Ehrenamt stärker fördern
Personalrückgang bei den Feuerwehren verursacht große Probleme
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www.thueringer-landtag.de

Hinweise zur Bestellung 
des Landtagskuriers

Der Landtagskurier erscheint 
monatlich in Form eines News-
letters. 

Der Bezug ist kostenfrei so-
wohl über den Postweg als 
auch über E-Mail möglich. 

Wenn Sie den Landtagskurier 
bestellen möchten, schreiben 
Sie uns eine E-Mail an:

Pressestelle@Landtag.Thueringen.de 
 
Tel.:       0361  37 72006
Fax:       0361  37 72004

Der Datenschutz-
beauftragte

Die Beauftragte für 
die Stasiunterlagen

Die Bürgerbeauftragte

Datenschutz bei Kontakt-
formularen auf Web-Sei-
ten von Behörden
Behörden und Kommunen 
nutzen zunehmend ihre Web-
Auftritte nicht nur, um Informa-
tionen online für die Öffent-
lichkeit zur Verfügung zu stel-
len, sondern bieten den Bür-
gern auch an, über sog. Kon-
taktformulare in standardi-
sierter Form mit ihnen Kon-
takt aufzunehmen oder mit 
Formularen kostenloses In-
formationsmaterial zu bestel-
len. Zur Kontaktaufnahme per  
E-Mail, Telefon (bei Rückfra-
gen) oder Briefpost sowie zur 
Zusendung des Informations-
materials ist die Eingabe be-
stimmter persönlicher Daten 
durch die Bürger erforderlich. 
Die datenschutzrechtliche Zu-
lässigkeit der Erhebung dieser 
Daten durch die Behörden des 
Landes richtet sich nicht nach 
dem Telemedienrecht, das nur 
für den Umgang mit Bestands- 
und Nutzungsdaten gilt. Viel-
mehr ist Maßstab für diese In-
haltsdaten das Thüringer Da-
tenschutzgesetz, da für derar-
tige Anwendungen keine spe-
zialgesetzliche Vorschrift exi-
stiert. Nach §§ 4 und 19 Thür-
DSG ist eine Datenerhebung 
mit Einwilligung des Betrof-
fenen zulässig, wenn sie zur 
Aufgabenerfüllung erforder-
lich ist und der Betroffene über 
den Zweck der Erhebung und 
weiteren Verarbeitung sowie 
auf die Freiwilligkeit hingewie-
sen wurde. 

Obwohl die Behörden, anders 
als Privatunternehmen, nicht 
berechtigt sind, Adressdaten zu 
Werbezwecken weiterzugeben, 
bestehen möglicherweise bei 
den Bürgern Unsicherheiten, 
was mit ihren Daten geschieht, 
die sie auf Web-Auftritten der 
Behörden angeben. Wozu die 
abgefragten Daten dienen und 
was weiter mit ihnen geschieht, 
sollte daher leicht auffindbar, 
am Besten in der Datenschutz-
erklärung oder dem Impressum 
der Web-Seite transparent ge-
macht werden, um dem Bürger 
seine Entscheidung zur Angabe 
seiner persönlichen Daten zu 
ermöglichen. Dabei sollten die 
Behörden bei der Definition von 
Pflichtfeldern genau prüfen, ob 
diese zur Zweckerfüllung zwin-
gend notwendig sind und dies 
in Fußnoten zum Formular so-
wie in der Datenschutzerklä-
rung erläutern. 

Die jährlich stattfindende Ta-
gung der parlamentarisch ge-
wählten Bürgerbeauftragten 
wurde in diesem Jahr von der 
Bürgerbeauftragten des Frei-
staats Thüringen, Silvia Liebaug, 
ausgerichtet. Bürgerbeauftrag-
te gibt es bislang in den Län-
dern Rheinland-Pfalz, Schles-
wig-Holstein, Mecklenburg-Vor-
pommern und Thüringen.

Tagung der Bürgerbe-
auftragten der Länder

Die Bürgerbeauftragten von Mecklen-
burg-Vorpommern, Schleswig-Holstein 
und Thüringen und Mitarbeiterinnen 
der Dienststelle Thüringen

Pressekonferenz am Ende der Tagung 
in Erfurt

Die Bürgerbeauftragten erör-
terten aktuelle Themen aus ih-
rer täglichen Arbeit und Pro-
bleme, die von zahlreichen Bür-
gerinnen und Bürgern an sie he-
rangetragen werden. Auch be-
rieten die Bürgerbeauftragten 
Möglichkeiten der Verbesserung 
ihrer Öffentlichkeitsarbeit, da-
mit ihr Dienstleistungsangebot 
für die Bürgerinnen und Bürger 
umfassender wahrgenommen 
werden kann. Die Bürgerbeauf-
tragten verabschiedeten Grund-
sätze der Zusammenarbeit in ih-
rer Arbeitsgemeinschaft und de-
finierten deren Ziele und ihren 
Arbeitsrahmen. Die Arbeitsge-
meinschaft hat sich die Stärkung 
und den Schutz des Petitions-
rechts als elementaren Bestand-
teil eines demokratischen Ge-
meinwesens zum Ziel gesetzt.

Im Rahmen der Tagung kamen 
die Bürgerbeauftragten auch 
mit dem Vorsitzenden des Pe-
titionsausschusses sowie der 
Petitionsverwaltung des Thü-
ringer Landtags ins Gespräch 
über ihre Arbeit.

Den vollständigen Text der Pres-
semitteilung finden Sie unter: 
www.bueb.thueringen.de

Landesbeauftragte 
wiedergewählt 

Der Thüringer Landtag hat mit 
der Mehrheit seiner gesetzlichen 
Mitglieder die Landesbeauftragte 
Hildigund Neubert in ihrem Amt 
bestätigt. Neubert war 2003 als 
Nachfolgerin von Jürgen Hasch-
ke gewählt worden. Zum Ende 
der ersten Amtszeit am 21. Okto-
ber 2008 konnte die Landesre-
gierung sie noch einmal zur Wie-
derwahl vorschlagen. Im Vorfeld 

hatten die SPD und die Linke er-
klärt, sie würden Neubert nicht 
unterstützen, die dadurch ganz 
auf die Stimmen der CDU-Frakti-
on angewiesen war. Neubert be-
tonte nach ihrer Wahl, dass die 
ihr wichtigste Aufgabe, die Sor-
ge um die Verfolgten des SED-
Regimes, auch weiterhin im Mit-
telpunkt stehen werde. Dank der 
langjährigen Erfahrungen ihrer 
Mitarbeiter habe sich die Behör-
de viel Vertrauen erarbeitet und 
in zahllosen Einzelfällen Hilfe lei-
sten können. „Einige gesetzliche 
Regelungen sind aber immer 
noch unbefriedigend, so dass 
auch die politische Arbeit für die 
Verfolgten weiter gehen muss.“ 
meinte Neubert .
In der letzten Zeit sei die Aufga-
be der historisch-politischen Bil-
dung immer stärker in den Vor-
dergrund getreten. „Einerseits 
wollen Verfolgte ihre Geschich-
te weitergeben an die junge Ge-
neration, um sie vor den Verfüh-
rungen der Antidemokraten zu 
schützen. Andererseits gibt es von 
vielen Jugendlichen ein unbefan-
genes Interesse an der DDR-Ge-
schichte. In der Behörde können 
diese beiden Gruppen miteinan-
der ins Gespräch kommen.“ Die 
Behörde bietet Beratung zur Re-
habilitierung und Wiedergutma-
chung für SED-Unrecht an, führt 
Beratungstage dazu in den Ge-
meinden und Städten Thürin-
gens durch und bietet Ausstel-
lungen, eigene Publikationen und 
Vortragsveranstaltungen an.




